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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes

und anderer Gesetze

Vom 10. Juni 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes

Das Niedersächsische Hochschulgesetz in der Fassung vom
26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Juni 2009 (Nds. GVBl. S. 280),
wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Hochschulen in staatlicher Verantwortung sind

1. die Universitäten und gleichgestellten Hochschulen

a) Technische Universität Braunschweig,

b) Hochschule für Bildende Künste Braunschweig,

c) Technische Universität Clausthal,

d) Universität Göttingen,

e) Hochschule für Musik, Theater und Medien Han-
nover,

f) Medizinische Hochschule Hannover,

g) Tierärztliche Hochschule Hannover,

h) Universität Hannover,

i) Universität Hildesheim,

j) Universität Lüneburg,

k) Universität Oldenburg,

l) Universität Osnabrück,

m) Universität Vechta;

2. die Fachhochschulen

a) Hochschule Braunschweig/Wolfenbüttel,

b) Hochschule Emden/Leer,

c) Hochschule Hannover,

d) Hochschule Hildesheim/Holzminden/Göttingen,

e) Norddeutsche Hochschule für Rechtspflege,

f) Hochschule Osnabrück,

g) Hochschule Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Technolo-
gietransfers“ die Worte „sowie von Unterneh-
mensgründungen aus der Hochschule heraus“
eingefügt.

bb) Nummer 8 erhält folgende Fassung:

„8. die Vergabe von Stipendien an Studierende
insbesondere aufgrund besonderer Leistun-
gen, herausgehobener Befähigungen, heraus-
ragender ehrenamtlicher Tätigkeiten oder Tä-
tigkeiten in der Hochschulselbstverwaltung
sowie zur Förderung der unter Nummer 5
genannten Ziele,“.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Hoch-
schulrechenzentren“ ein Komma und die Worte „Ein-
richtungen zum Einsatz digitaler Medien in der
Lehre“ eingefügt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Hochschulen
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 7, 8, 9 und 20 (Univer-
sitäten und gleichgestellte Hochschulen)“ durch die
Worte „gleichgestellten Hochschulen“ ersetzt.

d) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Fachhochschule“
durch das Wort „Hochschule“ ersetzt.

e) In Absatz 9 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 10“ durch
die Angabe „Abs. 11“ ersetzt.

3. In § 5 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „sind“ die
Worte „zu veröffentlichen und“ eingefügt.

4. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Satz 4 eingefügt:

„4Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn die Qualitätssi-
cherungsverfahren der Hochschule akkreditiert sind
(Systemakkreditierung).“

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Hochschulprüfungen werden auf der Grund-
lage von Prüfungsordnungen abgelegt. 2Prüfungsord-
nungen sind so zu gestalten, dass 

1. die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prü-
fungen und 

2. die Anerkennung von 

a) an anderen Hochschulen im In- und Ausland
erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen
und 

b) beruflich erworbenen Kompetenzen 

nach Maßgabe der Gleichwertigkeit 

gewährleistet ist. 3In den Prüfungsordnungen ist vor-
zusehen, dass Studien- und Prüfungsleistungen, die
an einer Hochschule eines Vertragsstaates des Über-
einkommens über die Anerkennung von Qualifikatio-
nen im Hochschulbereich in der europäischen Region
vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II S. 712) erbracht
wurden, anerkannt werden, wenn keine wesentlichen
Unterschiede zu den an der Hochschule zu erbringen-
den entsprechenden Studien- und Prüfungsleistungen
bestehen. 4Prüfungsordnungen sollen insbesondere
Regelungen über die Verleihung und Führung von
Graden und Titeln, die Regelstudienzeit, den Freiver-
such, die Befugnis zur Abnahme von Prüfungen, die
Bewertung von Prüfungsleistungen und die Einstu-
fungsprüfung enthalten. 5Prüfungsordnungen müssen
die besonderen Belange behinderter Studierender zur
Wahrung ihrer Chancengleichheit berücksichtigen.“

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort „hat“ die Worte
„oder wenn die oder der Studierende über Prüfungs-
leistungen täuscht“ eingefügt.

c) Es wird der folgende neue Absatz 5 eingefügt:

„(5) 1Die Hochschulen können studienbegleitende
Prüfungen sowie Vor-, Zwischen- und Abschlussprü-
fungen für nicht eingeschriebene Personen (Externen-
prüfungen) durchführen, wenn das jeweilige Fach
und die fachliche Prüfungskompetenz durch hauptbe-
ruflich tätige Professorinnen und Professoren der
Hochschule vertreten sind. 2Sie können diese Prüfun-
gen auch für Studierende durchführen, die wegen ei-
nes Auslandssemesters beurlaubt sind. 3Das Nähere
regelt eine Ordnung, die der Genehmigung bedarf.
4Die Ordnung kann die Erhebung von Prüfungsgebüh-
ren vorsehen.“
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d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und erhält fol-
gende Fassung:

„(6) 1Das Fachministerium wird ermächtigt, durch
Verordnung zu bestimmen, dass Personen, die ein
bestimmtes Hochschulstudium abgeschlossen haben,
von der Hochschule eine staatliche Anerkennung ih-
rer Berufsqualifikation erhalten, wenn die Anerken-
nung nach einer Rechtsvorschrift für eine Berufs-
ausübung erforderlich ist. 2In einer Verordnung nach
Satz 1 können auch geregelt werden

1. das Verfahren und die örtliche Zuständigkeit für
die staatliche Anerkennung,

2. weitere Voraussetzungen für die staatliche Aner-
kennung, insbesondere eine von der Hochschule
gelenkte berufspraktische Tätigkeit, das Bestehen
einer weiteren Prüfung, Sprachkenntnisse und Zu-
verlässigkeit sowie

3. die Geltung entsprechender staatlicher Anerken-
nungen nach dem Recht eines anderen Landes
oder Staates.“

6. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Personen mit besonderer Befähigung, denen ein
Bachelorgrad verliehen wurde, können nach ei-
ner Eignungsfeststellung zur Promotion zugelas-
sen werden.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und erhält fol-
gende Fassung: 

„4Doktorandinnen und Doktoranden sollen sich
als Promotionsstudierende einschreiben.“

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Zulas-
sungsvoraussetzungen“ ein Komma und die Worte
„die Eignungsfeststellung nach Absatz 2 Satz 2“ einge-
fügt.

7. In der Überschrift des Ersten Teils, Erstes Kapitel, Dritter
Abschnitt wird das Wort „Studienguthaben“ durch die
Worte „Studienbeiträge und Studiendarlehen“ ersetzt.

8. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 Halbsatz 2 werden die Worte „Hoch-
schulen im Geltungsbereich des Hochschulrah-
mengesetzes“ durch die Worte „in der Bundes-
republik Deutschland gelegenen Hochschulen,
die in staatlicher Verantwortung stehen oder dau-
erhaft staatlich gefördert sind,“ ersetzt.

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden durch die
folgenden neuen Sätze 3 bis 7 ersetzt:

„3Für je zwei Semester oder Trimester eines Teil-
zeitstudiums im Sinne des § 19 Abs. 2 Satz 1 ver-
längert sich der Zeitraum nach Satz 2 um ein
Semester oder Trimester, wenn nach der Festle-
gung nach § 19 Abs. 2 Satz 2 im Teilzeitstudium
höchstens 50 vom Hundert der Leistungspunk-
te eines Vollzeitstudiengangs erworben werden
können. 4Ist die Obergrenze für die Leistungs-
punkte höher oder niedriger, so ist die Verlänge-
rung entsprechend kürzer oder länger. 5Bruch-
teile werden addiert und anschließend auf volle
Semester oder Trimester aufgerundet. 6Für das
Studium in einem Teilzeitstudiengang gelten die
Sätze 3 bis 5 mit der Maßgabe entsprechend, dass
sich nur der die Regelstudienzeit übersteigende
Zeitraum nach Satz 2 verlängert und an die Stelle
einer Festlegung nach § 19 Abs. 2 Satz 2 die Prü-

fungsordnung für den Teilzeitstudiengang tritt.
7Die Höhe der Studienbeiträge nach Satz 2 ver-
mindert sich für Studierende, die nach § 19
Abs. 2 Satz 1 zugelassen sind und für Studieren-
de in Teilzeitstudiengängen in dem Maß, in dem
weniger Leistungspunkte erworben werden kön-
nen, als in einem Vollzeitstudiengang.“

cc) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden gestrichen. 

dd) Der bisherige Satz 7 wird Satz 8.

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Die Einnahmen hat die Hochschule einzuset-
zen, um insbesondere das Betreuungsverhältnis zwi-
schen Studierenden und Lehrenden zu verbessern,
zusätzliche Tutorien anzubieten und die Ausstattung
der Bibliotheken sowie der Lehr- und Laborräume zu
verbessern; sie kann sie auch für die Vergabe von Sti-
pendien nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 sowie zur Förde-
rung der hochschulbezogenen sozialen Infrastruktur
einsetzen. 2Sofern aus den Einnahmen zusätzliches
Lehrpersonal finanziert wird, darf dieses nur zu sol-
chen Lehraufgaben verpflichtet werden, die das für
die Studiengänge erforderliche Lehrangebot ergänzen
oder vertiefen. 3Die Hochschule kann bis zu 15 vom
Hundert der Einnahmen aus den Studienbeiträgen ei-
ner Stiftung des bürgerlichen Rechts zur Verfügung
stellen, die die Erträge aus diesen Einnahmen zweck-
gebunden für die Verbesserung der Lehre und der
Studienbedingungen sowie für die Vergabe von Sti-
pendien an Studierende verausgabt und in der die
Hochschule unter Mitwirkung der Studierenden dies-
bezüglich einen beherrschenden Einfluss besitzt. 4Die
Hochschulen in Trägerschaft einer Stiftung können
stattdessen bis zu 15 vom Hundert der Einnahmen
aus den Studienbeiträgen in das Stiftungsvermögen
überführen; für die Zweckbindung gilt Satz 3 entspre-
chend. 5Die Entscheidung über die Verwendung der
Einnahmen aus den Studienbeiträgen trifft das Präsi-
dium unter Beteiligung der Studierenden.“

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Absätze 3 bis 6.

d) Im neuen Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „Sätze 1
und 2“ gestrichen.

e) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Hochschule“
die Worte „oder an mehreren Hochschulen in
Niedersachsen“ eingefügt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Satz 2“ gestrichen.

9. § 11 a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird vor dem Wort „sowie“ ein Komma
eingefügt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Anspruchsberechtigten nach Satz 1, die min-
destens zwei Geschwister haben, wird das Stu-
diendarlehen zinsfrei gewährt.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) Absatz 2 Sätze 3 und 4 erhält folgende Fassung:

„3Satz 2 gilt nicht für Studierende,

1. die aus persönlichen oder familiären Gründen,
insbesondere der Erziehung von Kindern bis zu 14
Jahren, gehindert waren, das Studium zu begin-
nen,

2. die infolge einer einschneidenden Veränderung
ihrer persönlichen Verhältnisse bedürftig gewor-
den sind,
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3. die die Zugangsvoraussetzungen für das Studium
in einer Fachoberschulklasse, deren Besuch eine
abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt, an
einer Abendhauptschule, einer Berufsaufbauschu-
le, einer Abendrealschule, einem Abendgymnasium,
einem Kolleg oder durch eine Nichtschülerprü-
fung oder eine Zugangsprüfung zu einer Hoch-
schule erworben haben, oder

4. die eine Hochschulzugangsberechtigung nach be-
ruflicher Vorbildung (§ 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) be-
sitzen.

4Satz 3 gilt nur, wenn die oder der Studierende das
Studium unverzüglich nach dem Wegfall der Hinde-
rungsgründe nach Satz 3 Nr. 1, dem Eintritt der Vor-
aussetzungen nach Satz 3 Nr. 2 oder dem Erreichen
der Zugangsvoraussetzungen nach Satz 3 Nr. 3 auf-
nimmt.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Für Studierende in Teilzeitstudiengängen und
für Studierende, die nach § 19 Abs. 2 Satz 1 für
ein Teilzeitstudium zugelassen sind, verlängert
sich der Zeitraum nach Satz 1 entsprechend § 11
Abs. 1 Sätze 3 bis 6.“

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 bis 5.

cc) In dem neuen Satz 3 werden die Worte „einer an-
deren Hochschule im Geltungsbereich des Hoch-
schulrahmengesetzes“ durch die Worte „in der
Bundesrepublik Deutschland gelegenen Hoch-
schulen, die in staatlicher Verantwortung stehen
oder dauerhaft staatlich gefördert sind,“ ersetzt.

10. In § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 wird das Wort „Fachhochschu-
le“ durch das Wort „Hochschule“ ersetzt.

11. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung „§ 11 Abs. 1
Sätze 2 und 3 in Verbindung mit Abs. 3 Satz 3“
durch die Verweisung „§ 11 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Abs. 4 Satz 3“ ersetzt.

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3§ 11 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 4 bis 7 gilt ent-
sprechend.“

cc) Die Sätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„4Bei einem Parallelstudium an derselben Hoch-
schule oder an mehreren Hochschulen in Nieder-
sachsen ist die Langzeitstudiengebühr zu erhe-
ben, wenn in dem Studiengang mit der längsten
Regelstudienzeit der in § 11 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Abs. 4 Satz 3 festgelegte Zeitraum abge-
laufen ist. 5Für die Höhe der Langzeitstudienge-
bühren für Studierende in Teilzeitstudiengängen
und für Studierende, die nach § 19 Abs. 2 Satz 1
für ein Teilzeitstudium zugelassen sind, ist § 11
Abs. 1 Satz 7 entsprechend anzuwenden.“

b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz 5 angefügt:

„5Für die Inanspruchnahme von berufsbegleitenden
Studiengängen kann die Hochschule abweichend von
§ 11 Abs. 1 Sätze 1 und 7 kostendeckende Gebühren
erheben.“

c) In Absatz 9 wird nach dem Wort „Absätzen“ die An-
gabe „3,“ eingefügt.

12. Dem § 14 Abs. 1 wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Die Hochschule kann für die Fälligkeit der Gebühren
und Entgelte nach § 13 Abs. 3 abweichende Regelungen
treffen.“

13. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „Forschungseinrich-
tung“ durch die Worte „wissenschaftlichen Einrich-
tung“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Hoch-
schullehrergruppe“ ein Semikolon und die Worte „in
Berufungsverfahren haben die Mitglieder der MTV-
Gruppe kein Stimmrecht“ eingefügt.

14. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden durch die fol-
genden neuen Absätze 1 bis 4 ersetzt:

„(1) 1Zum Studium in einem grundständigen Stu-
diengang ist berechtigt, wer über die entsprechen-
de deutsche Hochschulzugangsberechtigung verfügt.
2Eine Hochschulzugangsberechtigung hat, wer 

1. a) die allgemeine Hochschulreife,

b) die fachgebundene Hochschulreife,

c) die Fachhochschulreife,

d) eine von dem für die Schulen zuständigen Mi-
nisterium allgemein oder für bestimmte Stu-
diengänge als gleichwertig anerkannte schuli-
sche Vorbildung oder

2. eine berufliche Vorbildung nach Absatz 4 

besitzt.

(2) 1Die fachgebundene Hochschulreife berechtigt
zum Studium in der entsprechenden Fachrichtung;
zur Aufnahme eines Studiums in einer anderen Fach-
richtung ist berechtigt, wer die hierfür erforderlichen
Vorkenntnisse in einer von der Hochschule abzuneh-
menden Prüfung nachweist. 2Das Nähere regelt eine
Ordnung.

(3) 1Die Fachhochschulreife berechtigt zum Studi-
um in jeder Fachrichtung an jeder Fachhochschule
und zum Studium in der entsprechenden Fachrich-
tung an Universitäten und gleichgestellten Hochschu-
len. 2Die Universität oder gleichgestellte Hochschule
kann auf der Grundlage der Akkreditierung der Stu-
diengänge durch Ordnung bestimmen, dass die Fach-
hochschulreife oder die Fachhochschulreife mit
gleichzeitigem Nachweis zusätzlicher studiengangs-
bezogener Kenntnisse und Fertigkeiten auch zur Auf-
nahme eines Bachelorstudiengangs in einer anderen
Fachrichtung berechtigt. 3Studierende mit einer Zu-
gangsberechtigung nach Satz 2 sind nach einem Stu-
dium von zwei Semestern, in dem sie die geforderten
Leistungsnachweise erbracht haben, berechtigt, das
Studium in einem Studiengang der gleichen Fachrich-
tung an einer anderen Universität oder gleichgestell-
ten Hochschule fortzusetzen.

(4) 1Eine Hochschulzugangsberechtigung für ein
Studium in jeder Fachrichtung an jeder Hochschule
aufgrund beruflicher Vorbildung besitzt, wer 

1. eine Meisterprüfung abgelegt hat,

2. einen Bildungsgang zur staatlich geprüften Tech-
nikerin oder zum staatlich geprüften Techniker
oder zur staatlich geprüften Betriebswirtin oder
zum staatlich geprüften Betriebswirt abgeschlos-
sen hat,

3. einen Fortbildungsabschluss auf Grundlage einer
Fortbildungsordnung nach § 53 des Berufsbildungs-
gesetzes oder § 42 der Handwerksordnung oder
von Fortbildungsprüfungsregelungen nach § 54
des Berufsbildungsgesetzes oder § 42 a der Hand-
werksordnung besitzt, der auf einem mindestens
400 Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang
beruht,
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4. ein Befähigungszeugnis für den nautischen oder
technischen Schiffsdienst nach der Schiffsoffizier-
Ausbildungsverordnung besitzt, das auf einem
mindestens 400 Unterrichtsstunden umfassenden
Lehrgang beruht,

5. einen Fachschulabschluss entsprechend der „Rah-
menvereinbarung über Fachschulen“ der Kultus-
ministerkonferenz vom 7. November 2002 (Nds.
MBl. 2010 S. 516) besitzt, oder

6. einen Abschluss aufgrund einer landesrechtlichen
Fortbildungsregelung für Berufe im Gesundheits-
wesen oder für sozialpflegerische oder sozialpäda-
gogische Berufe besitzt, der auf einem mindestens
400 Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang
beruht.

2Eine Hochschulzugangsberechtigung für ein Studi-
um in der entsprechenden Fachrichtung an jeder
Hochschule aufgrund beruflicher Vorbildung besitzt,
wer 

1. nach Abschluss einer durch Bundes- oder Landes-
recht geregelten mindestens dreijährigen Ausbil-
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf in
einem dem angestrebten Studiengang fachlich
nahe stehenden Bereich diesen Beruf mindestens
drei Jahre lang, als Stipendiatin oder Stipendiat
des Aufstiegsstipendienprogramms des Bundes
mindestens zwei Jahre lang, ausgeübt hat,

2. eine andere von der Hochschule studiengangsbe-
zogen als gleichwertig festgestellte Vorbildung hat
oder

3. nach beruflicher Vorbildung eine fachbezogene
Hochschulzugangsberechtigung durch Prüfung er-
worben hat.

3Das für die Schulen zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, durch Verordnung die Kriterien für die
Gleichwertigkeitsfeststellung nach Satz 2 Nr. 2 festzu-
legen sowie die Gleichwertigkeit bestimmter formaler
Vorbildungen allgemein festzustellen. 4Die Hochschu-
le wird ermächtigt, durch Ordnung zu regeln, dass die
Hochschule aufgrund in der beruflichen Bildung, im
Beruf oder in der Weiterbildung erworbener Kom-
petenzen eine studiengangsbezogene Hochschulzu-
gangsberechtigung feststellen kann. 5Studierende mit
einer Zugangsberechtigung nach Satz 4 sind nach ei-
nem Studium von zwei Semestern, in dem sie die
geforderten Leistungsnachweise erbracht haben, be-
rechtigt, das Studium in einem Studiengang der glei-
chen Fachrichtung an einer anderen Hochschule
fortzusetzen. 6Satz 5 gilt entsprechend für Studieren-
de, die aufgrund einer Regelung eines anderen Landes
über eine Zugangsberechtigung nach beruflicher Vor-
bildung verfügen, die nicht die Voraussetzungen der
Sätze 1 und 2 erfüllt.“

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 13 werden Absätze 5
bis 14.

c) Der neue Absatz 9 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 2 wird die Verweisung „Absät-
zen 4 bis 7“ durch die Verweisung „Absätzen 5
bis 8“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „Absatz 4“ durch
die Verweisung „Absatz 5“ ersetzt.

d) Im neuen Absatz 11 Satz 2 werden nach dem Wort
„Ordnung“ die Worte „des Präsidiums“ eingefügt.

e) Der neue Absatz 13 erhält folgende Fassung:

„(13) 1Das für die Schulen zuständige Ministerium
wird ermächtigt, für die Prüfungen nach Absatz 4
Satz 2 Nr. 3 durch Verordnung die Zulassungsvoraus-
setzungen und das Zulassungsverfahren, den Prüfungs-
inhalt und das Prüfungsverfahren, die Zusammenset-

zung der Prüfungsausschüsse sowie die Erhebung von
Gebühren zu regeln. 2Die Prüfung besteht aus einem
allgemeinen Teil und einem besonderen Teil. 3Die
Hochschule ist zur Mitwirkung bei der Abnahme des
besonderen Teils der Prüfung nach Maßgabe der Ver-
ordnung nach Satz 1 verpflichtet. 4In der Verordnung
nach Satz 1 kann die Betreuung einer erziehungs-
oder pflegebedürftigen Person der beruflichen Vorbil-
dung nach Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 gleichgestellt werden.“

15. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Fachhochschule“
durch das Wort „Hochschule“ ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Hochschule legt fest, welcher Anteil der in der
Prüfungsordnung vorgesehenen Leistungspunkte im
Teilzeitstudium je Semester oder Trimester höchstens
erworben werden kann.“

c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) 1Die Hochschule kann in besonderen Ausnah-
mefällen in nicht zulassungsbeschränkten Studien-
gängen Studienbewerberinnen und Studienbewerber
einschreiben, die keine Hochschulzugangsberechti-
gung haben, aber eine entsprechende wissenschaftli-
che Befähigung nachweisen. 2Durch Ordnung kann
bestimmt werden, dass die Berechtigung zur nicht be-
fristeten Einschreibung ein erfolgreiches Studium von
zwei Semestern voraussetzt. 3Die Sätze 1 und 2 sind
entsprechend anzuwenden, wenn in zulassungsbe-
schränkten Studiengängen nach Abschluss des Ver-
gabeverfahrens noch Studienplätze zur Verfügung ste-
hen.“

d) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden Absätze 4 bis 7.

e) Es wird der folgende Absatz 8 angefügt:

„(8) Die hochschulexternen Prüfungsämter über-
mitteln den Hochschulen die für die Feststellung der
Voraussetzungen einer Exmatrikulation erforderli-
chen personenbezogenen Daten.“

16. In § 20 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „nach den Grund-
sätzen der personalisierten Verhältniswahl“ gestrichen.

17. § 21 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Entscheidung über die Zulassung einer Aus-
nahme von § 7 Abs. 1 Nr. 1 des Beamtenstatusgesetzes
(BeamtStG) trifft die für die Berufung der Beamtin oder
des Beamten zuständige Stelle.“

18. § 23 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. zu Reichweite und Ausnahmen von der Anzeige-
pflicht und zur zeitlichen Bemessung von Nebentä-
tigkeiten,“.

19. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Professuren sind öffentlich auszuschreiben.
2Von einer Ausschreibung kann abgesehen werden,
wenn

1. a) eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor
oder

b) die Leiterin oder der Leiter einer Nachwuchs-
gruppe, die oder der ihre oder seine Funktion
nach externer Begutachtung erhalten hat,

auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäftig-
tenverhältnis berufen werden soll,

2. eine Professorin oder ein Professor auf Zeit auf
derselben Professur auf Dauer berufen werden
soll,
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3. dies erforderlich ist, um eine Professorin oder ei-
nen Professor der Hochschule, die oder der ein Be-
rufungsangebot von einer anderen Hochschule
oder ein anderes Beschäftigungsangebot erhalten
hat, durch das Angebot einer höherwertigen Pro-
fessorenstelle an der Hochschule zu halten,

4. eine Professur aus einem hochschulübergreifen-
den Förderprogramm finanziert wird, dessen Ver-
gabebestimmungen eine Ausschreibung oder ein
Bewerbungsverfahren und ein Auswahlverfahren
mit externer Begutachtung vorsehen, oder

5. für die Professur eine in besonderer Weise qualifi-
zierte Persönlichkeit gewonnen werden soll, an
der die Hochschule zur Verbesserung ihrer Quali-
tät und zur Stärkung ihres Profils ein besonderes
Interesse hat.

3Die Entscheidung über das Absehen von einer Aus-
schreibung trifft die nach § 48 Abs. 2 oder § 58 Abs. 2
für die Berufung von Professorinnen und Professoren
zuständige Stelle auf Vorschlag der Hochschule. 4Für
die Fälle, in denen von der Ausschreibung abgesehen
wird, kann die Hochschule das Berufungsverfahren
durch Ordnung abweichend von Absatz 2 Sätze 2 bis
6 und Absatz 5 Sätze 1 bis 4 regeln.“

b) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) 1Bei der Besetzung von Professorenstellen in
profilbildenden Bereichen der Hochschule kann das
Präsidium im Einvernehmen mit dem Senat und dem
Fakultätsrat beschließen, dass die Berufungskommis-
sion abweichend von Absatz 2 Satz 2 ausschließlich
mit Professorinnen und Professoren sowie mit glei-
chermaßen geeigneten Personen besetzt werden kann.
2Das Nähere regelt eine Ordnung, die der Genehmi-
gung bedarf.“

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Absätze 5 bis 8.

d) Dem neuen Absatz 7 wird der folgende Satz 3 ange-
fügt:

„3§ 27 Abs. 7 ist nicht anzuwenden.“

e) In dem neuen Absatz 8 wird das Wort „Forschungs-
einrichtungen“ durch die Worte „wissenschaftlichen
Einrichtungen“ ersetzt.

20. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 6 eingefügt:

„(6) 1Die Zusage zusätzlicher Mittel nach Absatz 5
in Berufungs- und Bleibevereinbarungen kann mit der
Verpflichtung verbunden werden, dass die Professo-
rin oder der Professor für eine angemessene, im Ein-
zelnen zu bestimmende Zeit an der Hochschule
bleiben wird. 2Für den Fall eines von der Professorin
oder von dem Professor zu vertretenden vorzeitigen
Ausscheidens aus der Hochschule kann eine vollstän-
dige oder teilweise Erstattung der Mittel nach Satz 1
vereinbart werden. 3Die Erstattung setzt voraus, dass
nach dem Ausscheiden der Professorin oder des Pro-
fessors eine anderweitige Nutzung oder Verwertung
dieser Mittel nicht oder nur mit wirtschaftlichem Ver-
lust möglich ist.“

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

c) Es wird der folgende Absatz 8 angefügt:

„(8) 1Die Landesregierung kann herausragende Per-
sönlichkeiten, die sich in besonderer Weise um Wis-
senschaft, Technik, Kultur oder Kunst in Nieder-
sachsen verdient gemacht haben, auf Vorschlag des
Fachministeriums und im Einvernehmen mit der Lan-
deshochschulkonferenz den Titel „Professorin ehren-
halber“ oder „Professor ehrenhalber“ verleihen. 2Die
Mitgliedschaft in einer Hochschule ist damit nicht
verbunden.“

21. In § 28 Abs. 1 Nr. 6 wird das Wort „Forschungseinrich-
tung“ durch die Worte „wissenschaftlichen Einrichtung“
ersetzt.

22. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„5§ 26 Abs. 4 und 8 gilt entsprechend“.

b) Absatz 4 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„5§ 27 Abs. 1, 3, 5 und 6 gilt entsprechend“.

23. In § 33 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „außertariflichen“ ge-
strichen.

24. § 34 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Weiterbildungsstu-
diums“ die Worte „und in berufsbegleitenden Studi-
engängen“ eingefügt.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Weiterbildungsstu-
dium“ die Worte „oder in einem berufsbegleitenden
Studiengang“ eingefügt.

25. Dem § 35 Abs. 2 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Ihnen kann nach Maßgabe einer Ordnung gestattet wer-
den, während der Dauer des Dienstverhältnisses den Ti-
tel „Professorin“ oder „Professor“ zu führen.“

26. In § 37 Abs. 4 Satz 5 werden nach dem Wort „Grundord-
nung“ ein Semikolon und die Worte „diese kann insbe-
sondere die ständige Vertretung der Präsidentin oder des
Präsidenten in Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten
durch eine hauptberufliche Vizepräsidentin oder einen
hauptberuflichen Vizepräsidenten vorsehen“ eingefügt.

27. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 4 wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Mit Zustimmung des Senats und des Hochschulrats
kann die Ernennung oder Bestellung für jeweils eine
weitere Amtszeit ohne Ausschreibung erfolgen.“

b) Dem Absatz 5 wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Ist eine Verwendung nicht möglich, so kann die Be-
amtin oder der Beamte auf ihren oder seinen Antrag
in den Ruhestand versetzt werden.“

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird im einleitenden Satzteil das Wort
„oder“ durch ein Komma ersetzt und nach dem
Wort „Altersgrenze“ werden die Worte „oder im
Fall der Entlassung nach Abwahl (§ 40)“ einge-
fügt.

bb) Es werden die folgenden Sätze 5 bis 7 angefügt:

„5Wird eine Professorin oder ein Professor im Beam-
tenverhältnis zur Präsidentin oder zum Präsiden-
ten ernannt, so gilt eine Entscheidung nach § 67
Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG)
in der Fassung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322,
847, 2033), zuletzt geändert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818),
auch in Bezug auf das Präsidentenamt. 6Ist vor
der Ernennung zur Präsidentin oder zum Präsiden-
ten eine Entscheidung nach § 67 Abs. 3 BeamtVG
nicht getroffen worden, so ist bei der Entschei-
dung nach § 49 Abs. 2 Satz 2 BeamtVG auch § 67
Abs. 2 BeamtVG anzuwenden. 7Endet die Amts-
zeit einer Präsidentin oder eines Präsidenten, die
oder der nach Absatz 5 Satz 1 als beurlaubt gilt,
so ruht der Versorgungsanspruch aus dem Präsi-
dentenamt abweichend von § 53 BeamtVG voll-
ständig bis zum Eintritt des Versorgungsfalles in
dem Amt, in dem sie oder er nach Absatz 5 Satz 1
als beurlaubt gegolten hat.“
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28. § 42 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten be-
trägt bis zu sechs Jahre und bei Wiederwahl bis zu
acht Jahre.“

b) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt:

„3Mit Zustimmung des Senats kann die Bestellung für
jeweils eine weitere Amtszeit ohne Ausschreibung er-
folgen.“

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 und 5.

29. § 43 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Sätze 5 und 6 erhält folgende Fassung:

„5Von den dienstlichen Aufgaben als Professorin oder
Professor können nach Maßgabe der Grundordnung
ganz oder teilweise freigestellt werden

1. Dekaninnen und Dekane sowie

2. Studiendekaninnen und Studiendekane.
6Sieht die Grundordnung weitere Mitglieder des De-
kanats vor, so können auch diese nach Maßgabe der
Grundordnung freigestellt werden; diese Freistellun-
gen und die Freistellungen nach Satz 5 Nr. 1 dürfen
den Umfang der Dienstaufgaben einer Person nicht
überschreiten.“

b) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) 1Die Hochschule kann in der Grundordnung re-
geln, dass das Amt einer Dekanin oder eines De-
kans hauptberuflich wahrgenommen wird. 2Absatz 3
Sätze 4 bis 6 sowie Absatz 4 gelten nicht für hauptbe-
rufliche Dekane. 3Die hauptberufliche Dekanin oder
der hauptberufliche Dekan wird auf Vorschlag des Fa-
kultätsrats ernannt oder bestellt; § 38 Abs. 3 bis 8 gilt
entsprechend. 4Das Nähere zum Verfahren regelt eine
vom Senat zu erlassende Ordnung. 5Der Fakultätsrat
kann mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mit-
glieder die hauptberufliche Dekanin oder den haupt-
beruflichen Dekan abwählen und damit ihre oder
seine Entlassung vorschlagen; der Vorschlag bedarf
der Bestätigung des Präsidiums.“

30. Nach § 45 wird der folgende neue § 46 eingefügt:

„§ 46

Exzellenzklausel

1Der Senat einer Hochschule, die im Rahmen der Ex-
zellenzinitiative des Bundes und der Länder zur Förde-
rung von Wissenschaft und Forschung an deutschen
Hochschulen gefördert wird, wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Hochschulrat oder dem Stiftungsrat Ab-
weichungen von den §§ 6, 26, 30 und 36 bis 45 zur
Erprobung neuer Modelle der Leitung, Steuerung und Or-
ganisation in einer Ordnung festzulegen, um die Realisie-
rung der geförderten Maßnahmen sicherzustellen. 2Dem
Präsidium ist die Möglichkeit der Stellungnahme einzu-
räumen. 3Die Ordnung bedarf der Genehmigung durch
das Fachministerium.“

31. § 47 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 7 wird das Wort „sowie“ durch ein Kom-
ma ersetzt.

b) Am Ende der Nummer 8 wird der Punkt durch das
Wort „sowie“ ersetzt.

c) Es wird die folgende Nummer 9 angefügt:

„9. die staatliche Anerkennung nach einer Verord-
nung nach § 7 Abs. 6.“

32. Dem § 48 Abs. 2 wird der folgende Satz 7 angefügt:

„7Die Präsidentin oder der Präsident ernennt oder bestellt
und entlässt die Professorinnen und Professoren.“

33. § 52 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird das Wort „Sie“ durch die Worte „Die
Mitglieder nach Absatz 2 Satz 2 Nrn. 1 und 2“ ersetzt.

b) In Satz 6 werden nach dem Semikolon die Worte „ei-
ne Vertreterin oder ein Vertreter der Studierenden-
schaft,“ eingefügt.

34. § 53 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift sowie in Absatz 1 Satz 1, Absatz 2,
Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, Absatz 6 Satz 1 und
den Absätzen 7 bis 9 wird jeweils das Wort „Fach-
hochschule“ durch das Wort „Hochschule“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des gehobenen
Justizdienstes“ durch die Worte „der Laufbahn-
gruppe 2 der Fachrichtung Justiz“ ersetzt.

35. In § 54 wird in der Überschrift sowie in Absatz 1 Satz 1
und Absatz 2 jeweils das Wort „Hochschule“ durch das
Wort „Universität“ ersetzt.

36. § 54 a wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift sowie in den Absätzen 1 und 2 wird
jeweils das Wort „Fachhochschule“ durch das Wort
„Hochschule“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „mit“ die
Worte „den Senaten und“ eingefügt.

37. Dem § 56 wird der folgende Absatz 7 angefügt:

„(7) 1Die Landesregierung kann einer Stiftung auf deren
Antrag durch Verordnung das Eigentum an den für den
Betrieb der Hochschule benötigten Grundstücken über-
tragen. 2Absatz 2 und Absatz 4 Satz 2 Nr. 6 sowie § 55
Abs. 1 Sätze 4 und 5 und § 63 sind entsprechend anzu-
wenden.“

38. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 7 eingefügt:

„(7) 1Die Mittel nach § 56 Abs. 3 dürfen bis zu einer
zweckentsprechenden Verwendung Zins bringend bei
einer Bank oder Sparkasse in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union angelegt werden. 2Bei einer An-
lage in Wertpapieren sind die Grundsätze des § 54 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes in Verbindung mit
der Anlageverordnung zu beachten.“

b) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8.

39. § 58 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Satz 5 eingefügt:

„5In diesen Fällen ist die Zustimmung des Stiftungs-
rats zu der Ausschreibung erforderlich, wenn die Pro-
fessur nicht der in der Zielvereinbarung nach § 1
Abs. 3 verankerten Entwicklungsplanung mit Deno-
mination der Professuren entspricht.“

b) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und wie folgt geän-
dert:

Die Worte „in diesen Fällen“ werden durch die Worte
„in den Fällen des Satzes 4“ ersetzt.

40. § 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. Zustimmung zur Entwicklungsplanung der Hoch-
schule und zum Wirtschaftsplan der Stiftung,“.

b) In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort „kann“ die
Worte „eine Vertreterin oder einen Vertreter der Stu-
dierendenschaft,“ eingefügt.

41. Dem § 63 a Abs. 3 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Ärztliche Praxen und andere Einrichtungen der ambu-
lanten ärztlichen Krankenversorgung können in die Aus-
bildung nach der Approbationsordnung für Ärzte ein-
bezogen werden; Satz 2 gilt entsprechend.“

42. In § 63 c Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 werden je-
weils die Worte „eine weitere Amtszeit von“ durch die
Worte „weitere Amtszeiten von jeweils“ ersetzt.
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43. § 63 d wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „eine weitere
Amtszeit von“ durch die Worte „weitere Amtszeiten
von jeweils“ ersetzt.

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Stiftungsausschuss Universitätsmedizin kann
das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 1 auf
Vorschlag des Fakultätsrats und das Vorstandsmit-
glied nach § 63 b Satz 4 Nr. 2 oder 3 auf Vorschlag des
Vorstands oder im Einvernehmen mit einer Kommis-
sion entlassen, die in ihrer Zusammensetzung der je-
weiligen Auswahlkommission nach der Anlage 2
entspricht; Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.“

44. In § 63 e Abs. 6 Satz 2 werden die Worte „an der Medizi-
nischen Hochschule Hannover“ gestrichen.

45. In § 66 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung „§ 27 Abs. 6
Sätze 2 und 3“ durch die Verweisung „§ 27 Abs. 7 Sätze 2
und 3“ ersetzt.

46. § 67 a wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift sowie in Absatz 2 Satz 1 und den
Absätzen 3 und 4 wird jeweils das Wort „Fachhoch-
schule“ durch das Wort „Hochschule“ ersetzt.

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kommunale Hochschule für Verwaltung in
Niedersachsen ist eine für die Ausbildung für die
Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Allgemeine Dienste anerkannte Fachhochschule in
nichtstaatlicher Verantwortung.“

47. § 68 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Clausthal,“ gestri-
chen.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Die Landesregierung kann einem Studenten-
werk zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit auf des-
sen Antrag durch Verordnung das Eigentum an den
für die Erfüllung seiner Aufgaben benötigten Grund-
stücken übertragen. 2§ 55 Abs. 1 Sätze 4 und 5, § 56
Abs. 2 und 4 Satz 2 Nr. 6 sowie § 63 sind entspre-
chend anzuwenden.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes

§ 24 des Niedersächsischen Beamtengesetzes vom 25. März
2009 (Nds. GVBl. S. 72), geändert durch Artikel 3 des Geset-

zes vom 25. November 2009 (Nds. GVBl. S. 437), wird wie
folgt geändert:

1. In der Überschrift sowie in Absatz 1 Sätze 1 und 2 und
Absatz 2 wird jeweils das Wort „Fachhochschule“ durch
das Wort „Hochschule“ ersetzt.

2. In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Fachrichtung Allge-
meine Dienste der Laufbahngruppe 2“ durch die Worte
„Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine Dienste“
und die Worte „Fachrichtung Allgemeine Dienste der
Laufbahngruppe 1“ durch die Worte „Laufbahngruppe 1
der Fachrichtung Allgemeine Dienste“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Gesetzes 
zur Errichtung der Niedersächsischen 

Technischen Hochschule

Nach § 6 des Gesetzes zur Errichtung der Niedersächsi-
schen Technischen Hochschule vom 15. Dezember 2008
(Nds. GVBl. S. 416) wird der folgende § 6 a eingefügt:

„§ 6 a

Gleichstellungsbeauftragte

1Die Gleichstellungsbeauftragte der Mitgliedsuniversität, an
deren Sitz die NTH nach § 1 Abs. 2 ihren Sitz hat, nimmt
auch die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten der NTH
wahr. 2Die Gleichstellungsbeauftragten der anderen Mit-
gliedsuniversitäten vertreten diese.“

Artikel 4

Änderung des Gesetzes über die Region Hannover

In § 9 Nr. 7 Buchst. b des Gesetzes über die Region Hanno-
ver vom 5. Juni 2001 (Nds. GVBl. S. 348), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. Oktober 2009 (Nds.
GVBl. S. 403), werden nach dem Wort „ist“ ein Semikolon
und die Worte „abweichend davon ist bis zum 31. Dezember
2011 für Förderungsanträge für Ausbildungen an in Asien ge-
legenen Ausbildungsstätten für Bewilligungszeiträume, die ab
dem 1. März 2010 beginnen, das Studentenwerk Oldenburg
als Amt für Ausbildungsförderung zuständig“ eingefügt.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 10. Juni 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 

über Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke 
und des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes

Vom 10. Juni 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes
über Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke

Das Niedersächsische Gesetz über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen für psychisch Kranke vom 16. Juni 1997 (Nds. GVBl.
S. 272), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
25. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 50), wird wie folgt geändert:

1. § 10 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach dem Wort „Vertrag“ die Worte
„mit dem Recht zur Kündigung“ angefügt.

b) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 angefügt:

„3Für die Wahrnehmung von Aufgaben, die mit der
Einschränkung von Grundrechten verbunden sind,
gilt § 15 a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2, Sätze 2 bis 4 und
Abs. 3 mit der Maßgabe entsprechend, dass an die
Stelle des Fachministeriums die Körperschaft tritt, die
die Aufgaben übertragen hat. 4Die Verwaltungsvoll-
zugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamten
haben die dem Sozialpsychiatrischen Dienst der Land-
kreise und kreisfreien Städte nach diesem Gesetz zu-
stehenden Befugnisse.“

2. In § 12 Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Verwal-
tungsbehörden“ das Komma und die Worte „von Kran-
kenhäusern“ gestrichen.

3. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Eine Unterbringung im Sinne dieses Gesetzes liegt
vor, wenn jemand gegen seinen Willen oder im Zustand
der Willenlosigkeit in ein geeignetes Krankenhaus nach
§ 15 eingewiesen wird oder dort verbleiben soll.“

4. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen.

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2.

5. Nach § 15 wird der folgende § 15 a eingefügt:

„§ 15 a

Ärztliche Leitung, Verwaltungsvollzugsbeamtinnen 
und Verwaltungsvollzugsbeamte, Fachaufsicht

(1) 1Der Vollzug der Unterbringung in psychiatrischen
Abteilungen von Krankenhäusern nach § 15 Abs. 1 Satz 2
steht unter ärztlicher Leitung; grundrechtseinschränken-
de Maßnahmen dürfen nur von Ärztinnen und Ärzten
angeordnet sowie von diesen oder Pflegekräften vollzo-
gen werden. 2Sie dürfen insoweit nur tätig werden, wenn
das Fachministerium sie zu Verwaltungsvollzugsbeam-
tinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamten bestellt hat.
3Sie dürfen nur bestellt werden, wenn sie die erforderli-
che Sachkunde besitzen und keine Anhaltspunkte dafür
bestehen, dass ihnen die erforderliche Zuverlässigkeit
fehlt; die Bestellung erfolgt widerruflich. 4Die erforderli-
che Sachkunde ist in der Regel bei den Ärztinnen und
Ärzten durch ihre Approbation und bei den Pflegekräften
durch ihren berufsqualifizierenden Abschluss nachge-
wiesen. 5Die Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und Ver-
waltungsvollzugsbeamten haben die den Bediensteten
der Einrichtungen des Landes nach diesem Gesetz zu-
stehenden Befugnisse. 6Sie sind nach Maßgabe der Vor-
schriften des Niedersächsischen Gesetzes über die öffent-

liche Sicherheit und Ordnung berechtigt, unmittelbaren
Zwang anzuwenden; die Anwendung von Waffen (§ 69
Abs. 4 Nds. SOG) ist ausgeschlossen.

(2) 1Die Einrichtungen des Landes und die Träger der
übrigen Einrichtungen unterliegen der Fachaufsicht des
Fachministeriums. 2Im Rahmen der Fachaufsicht ist dem
Fachministerium insbesondere Auskunft zu erteilen, Ein-
sicht in Akten und sonstige Schriftstücke zu gewähren,
Weisungen des Fachministeriums Folge zu leisten sowie
dem Fachministerium und insbesondere den Mitgliedern
der Besuchskommissionen (§ 30) jederzeit Zugang zu den
Räumlichkeiten der Einrichtung zu gewähren.

(3) 1Das Fachministerium kann den Verwaltungsvoll-
zugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamten Wei-
sungen erteilen. 2Die Verwaltungsvollzugsbeamtinnen
und Verwaltungsvollzugsbeamten können das Fachmi-
nisterium über Sachverhalte unterrichten, die möglicher-
weise eine Verletzung von Rechten untergebrachter Per-
sonen zum Gegenstand haben. 3Weisungen und
Unterrichtungen sollen über die ärztliche Leitung erfol-
gen. 4Diese hat sie unverzüglich weiterzuleiten; die Wei-
terleitung von Unterrichtungen erfolgt unmittelbar an
das Fachministerium.

(4) Im Fall der Übertragung des Vollzugs der Unterbrin-
gung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 kann das Fachministerium
anstelle und auf Kosten des Trägers der Einrichtung tätig
werden oder Dritte tätig werden lassen, wenn der Träger
eine Weisung innerhalb einer bestimmten Frist nicht be-
folgt.“

6. § 17 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Das Betreuungsgericht entscheidet über die Unterbrin-
gung nach diesem Gesetz auf Antrag der zuständigen Be-
hörde; bei der Unterbringung Minderjähriger tritt das
Familiengericht an die Stelle des Betreuungsgerichts.“

7. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1In den Fällen des Absatzes 1 ist der Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung von der zuständigen Behörde
unverzüglich nachzuholen; auf das gerichtliche Ver-
fahren finden die Vorschriften des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) An-
wendung.“

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Für die gerichtliche Prüfung der Rechtmäßig-
keit einer beendeten Maßnahme nach Absatz 1 gilt
§ 19 Abs. 2 und 3 Sätze 2 und 3 Nds. SOG mit der
Maßgabe entsprechend, dass das Betreuungsgericht,
bei Minderjährigen das Familiengericht, entscheidet.
2Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften des
Niedersächsischen Gesetzes über die freiwillige Ge-
richtsbarkeit in der Fassung vom 24. Februar 1971
(Nds. GVBl. S. 43), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 17. Dezember 1998 (Nds. GVBl.
S. 710), und nach den §§ 2 bis 34 des bis zum 31. Au-
gust 2009 geltenden Gesetzes über die Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 315-1,
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. März 2009
(BGBl. I S. 470).“
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8. In § 21 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Vormundschaftsge-
richts“ durch das Wort „Betreuungsgerichts“ ersetzt. 

9. In § 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 wird die Verweisung „§ 70 b
des Gesetzes über die Angelegenheiten über die freiwilli-
ge Gerichtsbarkeit“ durch die Verweisung „§ 317 FamFG“
ersetzt.

10. § 27 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Die zuständige Behörde soll unterrichten

1. die Ehegattin oder den Ehegatten der untergebrachten
Person, wenn die Eheleute nicht dauernd getrennt le-
ben, 

2. die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner, wenn
die Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner nicht
dauernd getrennt leben, 

3. jedes Elternteil und jedes Kind, bei dem die unterge-
brachte Person lebt oder bei Einleitung des Verfahrens
gelebt hat, 

4. die Betreuerin oder den Betreuer der untergebrachten
Person, 

5. die Bevollmächtigte oder den Bevollmächtigten im
Sinne des § 1896 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs, 

6. eine von der untergebrachten Person benannte Person
ihres Vertrauens und 

7. die Leitung der Einrichtung, wenn die untergebrachte
Person in einer Einrichtung lebt.“

11. § 29 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2§ 27 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.“

12. In § 33 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Vormundschaftsge-
richt“ durch die Worte „Betreuungsgericht, das Familien-
gericht“ ersetzt.

13. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

14. § 40 Abs. 4 und 5 wird gestrichen.

Artikel 2

Änderung des 
Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes

§ 3 a des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes vom
1. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 131), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 25. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 51),
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Verwaltungsvollzugsbeamtinnen 
und Verwaltungsvollzugsbeamte, Aufsicht“.

2. Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefügt:

„(1) 1Soweit der Vollzug von Maßregeln nach § 3 Abs. 1
Satz 2 im Wege der Beleihung übertragen worden ist, dür-
fen grundrechtseinschränkende Maßnahmen nur von Ärz-
tinnen und Ärzten angeordnet sowie von diesen oder
Pflegekräften vollzogen werden. 2Sie dürfen insoweit nur
tätig werden, wenn das Fachministerium sie zu Verwal-
tungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeam-
ten bestellt hat. 3Sie dürfen nur bestellt werden, wenn sie
die erforderliche Sachkunde besitzen und keine Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass ihnen die erforderliche Zu-
verlässigkeit fehlt; die Bestellung erfolgt widerruflich. 4Die
erforderliche Sachkunde ist in der Regel bei den Ärztinnen
und Ärzten durch ihre Approbation und bei den Pflege-
kräften durch ihren berufsqualifizierenden Abschluss
nachgewiesen. 5Die Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und
Verwaltungsvollzugsbeamten haben die den Beliehenen
nach diesem Gesetz zustehenden Befugnisse.“

3. Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden Absätze 2 und 3.

Artikel 3

Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird ermächtigt, 

1. das Niedersächsische Gesetz über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen für psychisch Kranke und 

2. das Niedersächsische Maßregelvollzugsgesetz 

jeweils in der ab 1. Januar 2011 geltenden Fassung mit neuem
Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmigkeiten des
Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 4

Übergangsregelung

1Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und Verwaltungsvoll-
zugsbeamte können nach Maßgabe des § 15 a Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen
für psychisch Kranke (NPsychKG) und des § 3 a Abs. 2 des
Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes jeweils in der ab
1. Januar 2011 geltenden Fassung ab dem Tag nach der Ver-
kündung dieses Gesetzes bestellt werden. 2Satz 1 gilt für die
Bestellung von Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und Verwal-
tungsvollzugsbeamten nach § 10 Abs. 3 Satz 3 NPsychKG ent-
sprechend.

Artikel 5

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 4 am Tag nach der Ver-
kündung dieses Gesetzes in Kraft und mit Ablauf des 31. De-
zember 2010 außer Kraft.

Hannover, den 10. Juni 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes

Vom 10. Juni 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

§ 6 des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes in der
Fassung vom 20. Juni 2000 (Nds. GVBl. S. 129), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 10. Juni 2010 (Nds. GVBl. S. 238), wird
wie folgt geändert:

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Abgeordneten des Landtages erhalten mit Wir-
kung ab 1. Juli 2010 eine Grundentschädigung von monat-
lich 5 800 Euro. 2Mit Wirkung ab 1. Januar 2011 wird die
Grundentschädigung auf monatlich 6 000 Euro erhöht.“

2. Es werden die folgenden neuen Absätze 4 und 5 eingefügt:

„(4) 1Die Grundentschädigung nach Absatz 1 wird jeweils
zum 1. Juli eines Jahres, beginnend mit dem 1. Juli 2012,
an die Einkommensentwicklung angepasst, die jeweils
vom März des abgelaufenen Jahres gegenüber dem März
des vorangegangenen Jahres eingetreten ist. 2Maßstab für
die Anpassung ist die Veränderung einer gewogenen Maß-
zahl der Einkommensentwicklung in Niedersachsen, die
sich zusammensetzt aus

1. dem Index der durchschnittlichen Bruttomonatsverdiens-
te vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer im produzieren-
den Gewerbe und im Dienstleistungsbereich mit einem
Anteil von 87,2 vom Hundert,

2. dem Monatsentgelt eines Beschäftigten der Entgeltgrup-
pe 11 nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
(TVöD) für das Tarifgebiet West im Bereich der Verei-
nigung der kommunalen Arbeitgeberverbände in der
höchsten Stufe mit einem Anteil von 6,2 vom Hundert,

3. den Bruttomonatsbezügen eines verheirateten Beamten
(ohne Kinder) des Landes Niedersachsen der Besoldungs-
gruppe A 12 in der höchsten Stufe mit einem Anteil von
6,6 vom Hundert.

3Die prozentuale Veränderung der nach Satz 2 ermittelten
Maßzahl der Einkommensentwicklung teilt der Landesbe-
trieb für Statistik und Kommunikationstechnologie Nieder-
sachsen bis zum 1. Juni eines Jahres dem Präsidenten mit.
4Dieser veröffentlicht den neuen Betrag der Grundentschädi-
gung im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt.

(5) 1Der Landtag beschließt innerhalb des ersten Halb-
jahres nach der konstituierenden Sitzung über die Anpas-
sung der Entschädigung nach Absatz 1 mit Wirkung für
die gesamte Wahlperiode. 2Der Präsident leitet den Fraktio-
nen einen entsprechenden Gesetzesvorschlag zu.“

3. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 10. Juni 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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V e r o r d n u n g
über den Zusammenschluss der Samtgemeinden 

Eschershausen und Stadtoldendorf

Vom 10. Juni 2010

Aufgrund des § 74 a Abs. 1 Satz 1 der Niedersächsischen
Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom 28. Oktober
2006 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 28. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 366), und des
§ 43 Abs. 4, auch in Verbindung mit § 45 a, des Niedersäch-
sischen Kommunalwahlgesetzes in der Fassung vom 24. Feb-
ruar 2006 (Nds. GVBl. S. 91), geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191), wird nach
Anhörung der Mitgliedsgemeinden sowie ihrer Einwohnerin-
nen und Einwohner verordnet:

§ 1

Die Samtgemeinden Eschershausen und Stadtoldendorf
werden zum 1. Januar 2011 zu der neuen Samtgemeinde
Eschershausen-Stadtoldendorf zusammengeschlossen.

§ 2

Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Eschershausen-
Stadtoldendorf sind die Städte Eschershausen und Stadtol-
dendorf sowie die Gemeinden Arholzen, Deensen, Dielmissen,
Eimen, Heinade, Holzen, Lenne, Lüerdissen und Wangeln-
stedt.

§ 3

1Die Samtgemeinden Eschershausen und Stadtoldendorf
sind mit der Bildung der Samtgemeinde Eschershausen-Stadt-
oldendorf aufgelöst. 2Die Samtgemeinde Eschershausen-Stadt-
oldendorf ist Rechtsnachfolgerin der Samtgemeinden Eschers-
hausen und Stadtoldendorf, soweit nicht in einer Vereinba-
rung nach § 74 a Abs. 4 Satz 1 NGO etwas anderes bestimmt
ist.

§ 4

Die einzelne Neuwahl der Mitglieder des Samtgemeinde-
rates und die Direktwahl der Samtgemeindebürgermeisterin
oder des Samtgemeindebürgermeisters für die Samtgemeinde
Eschershausen-Stadtoldendorf finden am 7. November 2010
statt.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 10. Juni 2010

Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres und Sport 

S c h ü n e m a n n

Minister
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